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Antrag 

der Abgeordneten Gabriele Hiller-Ohm, Karin Roth (Esslingen), Elvira 
Drobinski-Weiß, Petra Ernstberger, Elke Ferner, Iris Gleicke, Hubertus Heil (Peine), 
Josip Juratovic, Anette Kramme, Angelika Krüger-Leißner, Ute Kumpf, 

Gabriele Lösekrug-Möller, Katja Mast, Thomas Oppermann, Anton Schaaf, 

Silvia Schmidt (Eisleben), Ottmar Schreiner, Dr. Frank-Walter Steinmeier 
und der Fraktion der SPD 


Transparenz für soziale und ökologische Unternehmensverantwortung hersteilen - 
Unternehmerische Pflichten zur Offenlegung von Arbeits- und Umweltbedingungen 
auf europäischer Ebene einführen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Große Konzerne stellen einen bedeutenden Anteil der internationalen Inves- 
titionen, aber auch mittlere und kleine Unternehmen weiten ihre Auslandsinves- 
titionen aus. Die Produktions-, Dienstleistungs- und Lieferkette von interna- 
tional agierenden Unternehmen ist global oft weit verzweigt und durch enge 
Beziehungen zu Zulieferfirmen gekennzeichnet. 

Multinationale Unternehmen können einen erheblichen Beitrag zu nachhaltiger 
Entwicklung leisten, wenn Handel und Investitionen verantwortungsbewusst 
auch auf soziale und ökologische Ziele ausgerichtet sind. Einige Unternehmen 
legen ihre entsprechenden Aktivitäten in Nachhaltigkeitsberichten offen und 
bekennen sich darin zu gesellschaftlicher Unternehmensverantwortung, kurz 
CSR (Corporate Social Responsibility). Laut der Organisation CorporateRegis- 
ter.com veröffentlichen EU-weit jedoch nur rund 2 500 europäische Unterneh- 
men CSR-Berichte - ein Bruchteil der 42 000 in der EU operierenden Großun- 
ternehmen. 

Die gesellschaftliche Verantwortung von deutschen Unternehmen ist bislang 
rein freiwillig. Initiativen wie die Global Reporting Initiative (GRi) sind zu 
begrüßen, allerdings gehören ihr weniger als 100 deutsche Unternehmen an. 
Zudem müssen die Unternehmen keine Rechenschaft über Arbeits- und Um- 
weltbedingungen in der weltweiten Lieferkette ablegen. Diese fehlende Trans- 
parenz schadet vorbildlichen Unternehmen im Wettbewerb mit Unternehmen, 
die Lohndumping, Zwangs- und Kinderarbeit sowie die Diskriminierung von 
Frauen tolerieren. Nichtregierungsorganisationen decken immer wieder Ver- 
letzungen von Arbeitsrechten und Umweltzerstörung in Entwicklungs- und 
Schwellenländern, auch in der Produktions- und Lieferkette deutscher Konzerne 
auf. Auch in Deutschland, wo Leiharbeit, Schein- Werkverträge, befristete und 
geringfügige Arbeitsverhältnisse zunehmen, sind insbesondere Beschäftigte in 
Betrieben mit schwachem gewerkschaftlichen Organisationsgrad auf Offen- 
legung der Arbeitsbedingungen und öffentlichen Druck angewiesen. Zahlreiche 
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Unternehmen in Deutschland kommen ihrer gesellschaftlichen Verantwortung 
bereits nach. Es gilt deshalb, die wenigen zu identifizieren, die die Regeln bre- 
chen, ohne alle Unternehmen unter Generalverdacht zu stellen und mit hohen 
bürokratischen Auflagen zu belasten. 

Die Offenlegung von sogenannten nichtfinanziellen Informationen über Per- 
sonal- und Umweltfragen in Bezug auf die Geschäftstätigkeit von Unternehmen 
wird bislang lediglich börsennotierten Unternehmen im Rahmen der EU-Moder- 
nisierungsrichtlinie (2003/51/EG) vorgeschrieben, insoweit dies für das Ver- 
ständnis des Geschäftsverlaufs, des Geschäftsergebnisses oder der Lage der 
Gesellschaft erforderlich ist. Im Gegensatz zu einigen Mitgliedstaaten wie 
Frankreich, Norwegen oder Schweden hat Deutschland bei der Umsetzung im 
Handelsgesetzbuch (HGB) keine gesetzlichen Anforderangen eingeführt, die 
über das EU-Recht hinausgehen. Die geltende Vorschrift im HGB ist in der 
unternehmerischen Praxis bislang ohne Bedeutung geblieben. 

Am 25. Oktober 2011 hat die Europäische Kommission die Mitteilung „Eine 
neue EU-Strategie (2011-2014) für die soziale Verantwortung der Unternehmen 
(CSR)“ (KOM(2011) 681 endgültig) vorgelegt. Die EU-Kommission bekennt 
sich darin zum ersten Mal zu verpflichtenden Vorschriften zur Fördemng der 
Transparenz, um Marktanreize für verantwortliches unternehmerisches Handeln 
zu schaffen und um die Rechenschaftspflicht von Unternehmen sicherzustellen. 
Die Kommission bestärkt darin insbesondere große Unternehmen, eine risiko- 
basierte Sorgfaltsprüfung, auch auf der Ebene der Lieferketten, vorzunehmen, 
um negative Auswirkungen der Geschäftstätigkeit zu verhindern. Die Kommis- 
sion bezieht sich damit auch auf die im Juni 2011 verabschiedeten Leitprinzipien 
der Vereinten Nationen für Unternehmen und Menschenrechte. Diese legen 
Unternehmen die Pflicht auf, die Menschenrechte zu respektieren und mit ent- 
sprechender Sorgfalt zu handeln, um Rechte Anderer nicht zu verletzen. Diese 
Sorgfaltspflicht (Due Diligence) umfasst sowohl die eigenen Unternehmens- 
aktivitäten als auch die von Geschäftspartnern und anderen Akteuren in der 
Wertschöpfungskette. Gesetzlich verbindliche Offenlegungspflichten sind Be- 
standteil des von den Vereinten Nationen propagierten Mixes an freiwilligen und 
rechtlich verbindlichen Maßnahmen, um gesellschaftliche Unternehmensver- 
antwortung und den Schutz der Menschenrechte zu fördern. Ende 2012 will die 
Kommission einen Vorschlag für eine Rechtsvorschrift über die Transparenz der 
sozialen und ökologischen Informationen zur Reform der Modemisierungsricht- 
linie vorlegen, um gleiche Ausgangsbedingungen für alle Unternehmen zu ge- 
währleisten. 

Transparenz bezüglich der sozialen und ökologischen Folgen unternehmeri- 
schen Handelns ist zentral, damit Unternehmen gesellschaftliche Verantwortung 
übernehmen und ihrer Sorgfaltspflicht nachweislich nachkommen. Die Ge- 
schäftspraxis wäre so leichter zu kontrollieren - durch Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer, Gewerkschaften, Verbraucherinnen und Verbraucher, Verbände, 
Nichtregierungsorganisationen, Wettbewerber, Investoren und Medien. 

Um die soziale Dimension der Globalisierung zu gestalten, sind verbindliche 
Regelungen unumgänglich. Freiwillige CSR-Konzepte können solche Regelun- 
gen zwar ergänzen, jedoch niemals ersetzen. Hier gilt das Primat der Politik. 
Deshalb werden in Europa verbindliche Vorschriften hinsichtlich der Inhalte von 
CSR und deren Transparenz und Offenlegung benötigt. Diese Vorschriften sind 
gemeinsam mit den Parlamenten, der Wirtschaft, Gewerkschaften und Vertre- 
tern der Zivilgesellschaft zu erarbeiten. 

Um Transparenz hinsichtlich sozialer und ökologischer Unternehmensverant- 
wortung zu erlangen, sind einheitliche Indikatoren für die Offenlegungspflich- 
ten notwendig. Es braucht überprüfbare Standards, um gleiche Wettbewerbs- 
chancen zu gewährleisten und irreführendes Marketing, sogenanntes green- 
washing, zu verhindern. 
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Eine gute Grundlage bilden die Leitsätze der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) für multinationale Unternehmen, 
die zuletzt im Jahr 2011 überarbeitet wurden. Die Leitsätze sind der einzige 
multilateral vereinbarte und umfassende Kodex für verantwortungsvolles unter- 
nehmerisches Handeln, zu dessen Förderung sich die Regierungen verpflichtet 
haben. Sie empfehlen die umfassende Offenlegung von Informationen auch 
nichtfinanzieller Art und enthalten Kapitel zu den Bereichen Menschenrechte, 
Beschäftigung und Beziehungen zwischen den Sozialpartnern, Umwelt, Kor- 
ruption und Verbraucherinteressen. Aus diesen Kapiteln und unter Berücksich- 
tigung der Kemarbeitsnormen der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) 
und der ILO-Erklärung über grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit 
(1998) sowie der Global Reporting Initiative und der ISO 26000 sollte ein 
grundlegendes Indikatoren- System für die verpflichtende Untemehmensbericht- 
erstattung abgeleitet werden. Auf europäischer und internationaler Ebene soll 
ein Auditierangs- und Zertifizierungssystem mit einheitlichen Standards ent- 
wickelt und eingeführt werden. 

Die Überprüfung der von den Unternehmen bereitgestellten Informationen soll 
durch unabhängige Prüfgesellschaften gewährleistet werden. Die Prüfergeb- 
nisse sind unter Wahrung datenschutzrechtlicher Aspekte in geeigneter Weise 
öffentlich verfügbar zu machen. 

Sobald solche Offenlegungspflichten im nationalen Recht verankert sind, sollte 
außerdem das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb ergänzt werden. Un- 
wahre oder irreführende Angaben zur sozialen und ökologischen Untemeh- 
mensführung müssen danach als unlauter bewertet werden, so dass Mitbewerber 
und die im Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) genannten Ver- 
bände, Verbraucherschutzeinrichtungen und Kammern die betreffenden Unter- 
nehmen auf Beseitigung und Unterlassung in Anspruch nehmen können. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. sich auf EU-Ebene im Rahmen der Reform der EU-Modemisierungsricht- 
linie und der Formulierung einer neuen CSR-Strategie für umfassende Offen- 
legungspflichten für Unternehmen hinsichtlich nichtfinanzieller Informatio- 
nen in Bezug auf ihre Geschäftstätigkeit einzusetzen; 

2. sich im Rahmen der Konsultation und des Entscheidungsprozesses dafür ein- 
zusetzen, 

a) Unternehmen zu verpflichten, nach einheitlichen Standards hinsichtlich 
Kriterien und Reichweite wahrheitsgemäß und vollständig Informationen 
zu sozialen und ökologischen Aspekten ihrer Geschäftstätigkeit, auch im 
Rahmen ihrer Verantwortung für die Wertschöpfungs- und Lieferkette ge- 
mäß der OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen, zur Über- 
prüfung bereitzustellen. Davon sollen in einer ersten Phase kleine und 
mittlere Unternehmen ausgenommen sein. In einer zweiten Phase sollen 
auf der Grundlage von Ergebnissen einer durchzuführenden Evaluation in 
angemessener Form kleine und mittlere Unternehmen einbezogen wer- 
den; 

b) dass die Überprüfung dieser Informationen durch unabhängige Prüfgesell- 
schaften erfolgt und die Prüfergebnisse und wesentliche, der Prüfung zu- 
grunde liegenden Informationen, unter Wahrung datenschutzrechtlicher 
Aspekte in geeigneter Weise öffentlich verfügbar zu machen sind; 

c) auf europäischer und internationaler Ebene ein Auditierangs- und Zertifi- 
zierangssystem mit einheitlichen Standards zu entwickeln und einzufüh- 
ren; 
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d) das berechtigte Informationsinteresse von Verbraucherinnen und Verbrau- 
chern und deren Verbänden, Gewerkschaften und Betriebsräten und öf- 
fentlichen Auftraggebern angemessen zu berücksichtigen; 

e) dass bei der Aufbereitung und Erstellung der Unternehmensinformationen 
die demokratisch gewählten Arbeitnehmervertreterinnen und -Vertreter 
einbezogen werden; 

f) ein Verbandsklagerecht insbesondere bei Verstößen gegen die wahrheits- 
gemäße und pflichtgemäß vollständige Offenlegung zu ermöglichen; 

3. sich für die Umsetzung der OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen 
als Referenzrahmen für gesellschaftliche Untemehmensverantwortung ent- 
lang der gesamten Wertschöpfungs- und Lieferkette einzusetzen und dazu ein 
grundlegendes Indikatorensystem für die verpflichtende Unternehmensbe- 
richterstattung anhand der OECD-Leitsätze, unter Berücksichtigung der 
ILO-Kernarbeitsnormen und der ILO-Erklärung über grundlegende Prinzi- 
pien und Rechte bei der Arbeit (1998) sowie der Global Reporting Initiative 
und der ISO 26000, gesetzlich zu verankern; 

4. die EU-Strategie (2011-2014) für die soziale Verantwortung der Unterneh- 
men (CSR) zu unterstützen und den „Nationalen Aktionsplan CSR“ bis zum 
Ende der 17. Legislaturperiode entsprechend zu überarbeiten; 

5. einen breiten gesellschaftlichen Dialog über gesellschaftliche Unternehmens- 
verantwortung durch Stärkung des nationalen CSR-Forums, der Parlamente, 
durch Beteiligung der Zivilgesellschaft, von Gewerkschaften und Arbeit- 
gebern zu initiieren. 


Berlin, den 6. November 2012 

Dr. Frank-Walter Steinmeier und Fraktion 
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